
Merkblatt zur Selbstdeklaration der Weiterbildungspflicht 

(gestützt auf Art. 3a Abs. 2 der Statuten des Vereins Pikett Strafverteidigung) 

 

Gemäss dem vom Vorstand erstellten und der Mitgliederversammlung bewilligten «Formular 
Selbstdeklaration» verpflichten sich Anwältinnen und Anwälte, die sich auf der Pikettliste 
befinden («Pikettleistende»), sich im Bereich des Straf- und Strafprozessrechts regelmässig 
weiterzubilden, im Durchschnitt mindestens 4 Stunden pro Jahr, also 12 Stunden innerhalb von 
drei Jahren. 

Die Pikettleistenden reichen nach Aufforderung der Geschäftsstelle alle drei Jahre eine 
Selbstdeklaration über das dafür vorgesehene Formular auf der Website zusammen mit einer 
Auflistung der besuchten Weiterbildungen ein. 

Die besuchten Veranstaltungen werden wie folgt angerechnet: 

o Ganztägige Weiterbildung: 8 Stunden 

o Halbtägige Weiterbildung: 4 Stunden 

o Vereinseigene Weiterbildung «Verteidigung in …»: 2 Stunden 

o Andere Weiterbildungsformate: Tatsächliche Dauer der Veranstaltung  

Nicht anrechenbar sind Publikationen und/oder Referententätigkeit, kanzleiinterne 
Weiterbildungen, Selbststudium etc. 

Der Vorstand legt die Weiterbildungspflicht praxisorientiert aus. Es werden nur fachspezifische 
Veranstaltungen berücksichtigt, die einen erkennbaren Bezug zur Strafverteidigung aufweisen. 

Bei einer nicht hinreichenden Selbstdeklaration (Einreichungsform und/oder Anzahl 
anrechenbare Weiterbildungsstunden) wird einmalig eine Abmahnung ausgesprochen. Erfolgt 
trotz Abmahnung keine genügende Deklaration oder liegt eine Nichterfüllung der statutarischen 
Weiterbildungspflicht vor, erfolgt die Streichung von der Pikettliste. Bereits erteilte 
Pikettaufgebote sind davon nicht betroffen. 

Ein Gesuch um Wiederaufnahme in die Pikettliste kann erst gestellt werden, wenn die 
Weiterbildungsvoraussetzungen wieder vollständig erfüllt sind, d.h. wenn in den 36 Monaten vor 
dem Gesuch um Wiederaufnahme 12 Weiterbildungsstunden deklariert werden können.  

 

Hinweis: Dieses Merkblatt dient der Klarstellung der geltenden Praxis und Auslegung durch den 
Vorstand. Es ersetzt keine statutarischen Bestimmungen, sondern konkretisiert deren 
Anwendung im Rahmen der periodischen Prüfung der Selbstdeklarationen. 


